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Richtlinie des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Förderung und Entwicklung des Naturschutzes, der Landschaftspflege und Landeskultur 
- Landschaftspflegerichtlinie (LPR) 2007

Anlagen

LPR 2007 vom 14.03.2008 mit Anhängen (02 - 07)
Checklisten zur Verwaltungskontrolle (09.1 - 09.5)
Prüfbericht zur Vor-Ort-Kontrolle (09.6)
Tabelle Beihilferechtliche Hinweise (08)
In der Anlage wird die Landschaftspflegerichtlinie 2007 vom 14.03.2008 einschließlich ergänzender Unterlagen übermittelt.
Die LPR 2007 tritt rückwirkend zum 01. Januar 2008 in Kraft und wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt im Gemeinsamen Amtsblatt (GABl) veröffentlicht. Auf die Veröffentlichung der Anhänge 2 bis 7 und der weiteren Anlagen wird aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und Flexibilität verzichtet. Diese Unterlagen werden jedoch im Internet/Intranet der Naturschutzverwaltung eingestellt (http://naturschutzverwaltung.bwl.de/index_pflege.html).
Die LPR wurde neu konzipiert und an die Vorgaben der Verordnung über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds (VO (EG) Nr. 1698/2005, ELER-Verordnung) sowie der zugehörigen Durchführungs- (VO (EG) Nr. 1974/2006) und Kontrollverordnung (VO (EG) 1975/2006) angepasst.

Zum erleichterten Auffinden sind die in der LPR zitierten EU-Vorschriften im Dokument mit einem Hyperlink auf die entsprechenden Fundstellen im Amtsblatt der EU versehen.
Die Maßnahmen, an denen sich die EU finanziell beteiligt, sind im Maßnahmen- und Entwicklungsplan Ländlicher Raum 2007-2013 (MEPL II, www.mepl.landwirtschaft-bw.de) in den Kapiteln 5.3.2.1.3; 5.3.2.1.4; 5.3.3.2.3.3 und 5.3.3.4.1.1 ausführlich beschrieben.

1. Abwicklung der Maßnahmen

Die Abwicklung von Maßnahmen - auch der rein national finanzierten - nach der Landschaftspflegerichtlinie erfolgt ausschließlich über LaIS. 

Die angeschlossenen Vordrucke (Anhänge 3 bis 7) sind bis auf Weiteres zu verwenden. Die derzeit in LaIS hinterlegten Versionen werden noch zusammen mit der angestrebten Integration der Checklisten in der nächsten LaIS-Version überarbeitet.
Bei Aufträgen bzw. Werkverträgen sind die angeschlossenen Allgemeinen Auftrags- bzw. Vertragsbestimmungen zu verwenden. 

LIFE-Projekte werden wie bisher nicht über LaIS abgewickelt. Eine Doppelförderung ist auszuschließen.

2. LaIS 2.3, Zeitplan

Mit der derzeit noch laufenden Version LaIS 2.2 sind EU-konforme Beauftragungen und Bewilligungen möglich. Mit LaIS 2.2 kann jedoch ausschließlich national ausgezahlt werden. Damit auch die EU-Kofinanzierung und die damit verknüpfte Steuerung von Vor-Ort-Kontrollen ermöglicht wird, geht LaIS 2.3 am 17. April 2008 in Produktion. Parallel dazu wird das Auswertungsprogramm Cadenza an LaIS 2.3 angepasst.
3. EU-Kofinanzierung

Mit der LaIS-Version 2.3 erfolgt eine EU-konforme Aussteuerung nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006. 
Die Artikel 11 bis 15 bilden die Grundlage für die Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen, die Artikel 16 und 18 für Sanktionsregelungen bei EU-kofinanzierten Maßnahmen nach Teil A (Vertragsnaturschutz). Analog gelten die Artikel 26 bis 31 für die Teile B bis E.

Für den Teil A finden darüber hinaus die Artikel 19 bis 23 Anwendung, die die Kontrolle der anderweitigen Verpflichtungen (Cross Compliance) regeln.

Für die Maßnahmen nach LPR-Teil A erfolgt die Auszahlung weiterhin über die gemeinsame Auszahlung (GZ) des Gemeinsamen Antrags (GA). Die EU-Kofinanzierung wird über LaIS und den Großrechner gesteuert. 

Für die Teile B bis E wird die EU-Kofinanzierung nach unterschiedlichen Kriterien ausgesteuert. Um die Anwender von LaIS bei der Aussteuerung der EU-Kofinanzierung weitestgehend zu entlasten, erfolgt diese automatisch über die EDV. Nach jeder Bewilligung im LaIS erfolgt eine automatische Abfrage im Großrechner, ob noch EU-Mittel für die EU-Kofinanzierung vorhanden sind. Wenn nicht, wird die Maßnahme ausschließlich national finanziert. Im LaIS wird der für die EU-Kofinanzierung erforderliche ELER-Code eingeblendet, wenn eine LPR-Maßnahme EU-kofinanziert wird. Bei Maßnahmen ohne EU-Kofinanzierung, wird kein ELER-Code angezeigt. 

3.1. Verdichtungsräume nach Landesentwicklungsplan

http://www.mlr.baden-wuerttemberg.de/mlr/allgemein/Landesentwicklungsplan.pdf
Maßnahmen nach Teil B bis E können innerhalb von Verdichtungsräumen ausschließlich mit nationalen Mitteln gefördert werden. Die Gemeinden der Verdichtungsräume sind in der LaIS-Datenbank markiert. 

Mit der EU-KOM wurde vereinbart, dass bei Kulissenüberschneidung eine anteilige Berechnung der Kofinanzierung erfolgen muss. 

Aus Vereinfachungsgründen werden gemeindeübergreifende Maßnahmen, die sowohl innerhalb als auch außerhalb des Verdichtungsraums liegen, grundsätzlich nicht EU-kofinanziert. 
Ausgenommen hiervon sind die Betriebskosten für Geschäftsstellen von PLENUM oder die der bereits bislang vom MLR geförderten Landschaftserhaltungsverbände (LEV) sowie Werkverträge für gebietsübergreifende Artenschutzprojekte (nach ASP) auf Regierungsbezirksebene oder Managementpläne für Natura 2000 (MAP). Für diese Maßnahmen sind in der EDV Verteilungsschlüssel hinterlegt. Damit diese als Berechnungsgrundlage für die EU-Kofinanzierung herangezogen werden können, wurden neue Pflichtfelder im LaIS angelegt. So müssen zukünftig die konkreten Bezeichnungen der Natura 2000-Gebiete, der PLENUM-Gebiete sowie der LEV’s eingegeben werden. Für die ASP-Werkverträge auf Regierungsbezirksebene wird im LaIS der Regierungsbezirk abgefragt. Auch für die Förderung der Naturschutzzentren ist eine konkrete Namensabfrage erforderlich, da das Naturschutzzentrum Rappenwörth im Verdichtungsraum liegt und deshalb über die LPR rein national finanziert wird.

3.2. Höchstgrenzen

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung werden im LPR-Teil B Aufträge bis 1000,- € Zuwendungshöhe und Anträge von Vereinen/Verbänden bis 2000,-€ Zuwendungshöhe aus der EU-Kofinanzierung herausgenommen. In der LaIS-Datenbank wurden diese Grenzen hinterlegt.

3.3. Vermarktungskonzeptionen

Vermarktungskonzeptionen für PLENUM nach den Teilen D2 und E2 werden nicht EU-kofinanziert und über die EDV in die rein nationale Finanzierung gelenkt.

3.4. Zwischenstellen

Maßnahmen, die über Zwischenstellen laufen, werden ebenfalls nicht EU-kofinanziert und über die EDV in die rein nationale Finanzierung gelenkt. 

3.5. Mehrwertsteuer

Die Mehrwertsteuer wird von der EU nicht kofinanziert. Im LaIS wird der Betrag ohne Mehrwertsteuer zur Ermittlung des EU-Kofinanzierungsbetrags benötigt, um die Kofinanzierung automatisch auszusteuern.

4. Planung der Mittelverteilung

Da in der laufenden EU-Förderperiode statische Plafonds an EU-Mitteln und Landesmitteln zur Verfügung stehen und insbesondere die Gefahr besteht, zu viele Landesmittel zu beanspruchen, ist bereits zur Anmeldung der erforderlichen LPR-Mittel eine Verteilung auf 

a) EU-kofinanzierte Maßnahmen (EU-Mittel plus Landesmittel) und 

b) nicht EU-kofinanzierte Maßnahmen (Zuwendungen ausschließlich über Landesmittel) erforderlich. 

Diese Mittelaufteilung wird von der EDV automatisch ausgesteuert. Dennoch sind hierfür Eintragungen im LaIS bereits vor der Mittelanmeldung beim Regierungspräsidium – in der Regel über das Landschaftspflegeprogramm – erforderlich:
1.
Sämtliche geplanten LPR-Projekte sind mit Finanzierungsplan bereits in das LaIS einzugeben. Auf diese Weise kann eine elektronische Berechnung der benötigten EU- oder Landesmittel im LaIS erfolgen und gleichzeitig eine sehr zeitaufwändige manuelle Aussteuerung vermieden werden (siehe Nr. 3).

2.
Die im LaIS automatisch ermittelte Mittelverteilung kann zukünftig über Cadenza abgerufen werden (Landschaftspflegeprogramm) und ist entsprechend als Grundlage für die Mittelanforderung zu nutzen.
5. Aussteuerung der Kontrollen und Sanktionen 

5.1. Verwaltungskontrollen

Die Verwaltungskontrolle erfolgt durch die zuständige Stelle bis zur Bewilligung, Auftragsvergabe bzw. Vertragsabschluss mit den im LaIS eingestellten Checklisten. Für jede Maßnahme ist ein Exemplar der ausgefüllten Checkliste zu den Akten zu nehmen. 
Hinsichtlich der Zuverlässigkeit des Antragstellers sind solche Sachverhalte relevant, die im Zusammenhang mit der Zuwendung oder auf Grund sonstiger Informationen bekannt sind.
5.2. Auszahlung

Für die Auszahlung bei EU-kofinanzierten Projekten ist bei Anträgen nach Erlass des Bewilligungsbescheids immer der Auszahlungsantrag/Verwendungsnachweis (LPR Anhang 7) zu verwenden. Der ausgefüllte Auszahlungsantrag ist wie die Checkliste zu den Akten zu nehmen. Erst nach Prüfung der Verwendungsnachweise kann eine Auszahlung über LaIS erfolgen. 

Auszahlungen für die LPR-Teile B bis E sind wie in der vorangegangenen Förderperiode im 14-tägigen Rhythmus vorgesehen.

5.3. Vor-Ort-Kontrollen

Bei Verträgen nach Teil A wird die Auswahl der zu kontrollierenden Fälle wie bisher im Zusammenhang mit der Risikoanalyse für die Maßnahmen im Gemeinsamen Antrag durchgeführt. Eine 100%-Kontrolle der Verträge hinsichtlich des Schnittzeitpunkts ist nicht mehr erforderlich, da die Auswahl der Verträge inzwischen in der o.g. Risikoanalyse berücksichtigt ist.

Für die Teile B bis E müssen jährlich 4 % der insgesamt bewilligten und EU-kofinanzierten Zuwendungssumme und insgesamt mindestens 5% der öffentlichen Ausgaben für die gesamte Programmlaufzeit kontrolliert werden, unabhängig von der Anzahl der bewilligten Projekte. Von diesen 4 % werden 80 % über eine Risiko-Ziehung und 20 % über eine Zufalls-Ziehung bestimmt. 
Ein Projekt kann im LaIS auch manuell zur Kontrolle vorgesehen werden. Jedes bewilligte und EU-kofinanzierte Projekt muss an einer Ziehung teilnehmen. Die Ziehungen finden einmal monatlich statt. Die Termine werden über die LaIS-Startseite bekanntgegeben. Diese Ziehungen werden über die EDV gesteuert, die Ergebnisse der Ziehung in der Datenbank hinterlegt. Die zur Kontrolle vorgesehenen Projekte tragen eine Markierung bis zur Auszahlungsfreigabe. 
Zwischen Bewilligung und Auszahlungsfreigabe muss ein Ziehungstermin liegen, sonst geht die Maßnahme automatisch in die Vor-Ort-Kontrolle. Deshalb sind die Ziehungstermine auf der LaIS Startseite zu beachten. 
Welches Projekt in die Vor-Ort-Kontrolle gehen muss, wird bei der Auszahlungsfreigabe im LaIS mitgeteilt. Bei den markierten Projekten bleibt die Auszahlungsfreigabe so lange unterdrückt, bis die Vor-Ort-Kontrolle durchgeführt und das Ergebnis in die neu im LaIS erstellte Kontrollmaske eingegeben wurde (Datum der Kontrolle, Bemerkung, Kontrollergebnis mit/ohne Beanstandung, Beanstandung mit finanziellen Auswirkungen, Kürzungsbetrag, Sanktionsbetrag, Grund der Kürzung). 

Zur Berechnung von Kürzungen und Sanktionen erfolgen noch gesonderte Hinweise.

Die Vor-Ort-Kontrolle kann nur von Personen wahrgenommen werden, die mit der Verwaltungskontrolle nicht befasst waren.

Die Prüfungen für die LPR-Teile B bis E dürfen dem Zahlungsempfänger angekündigt werden, sofern der Prüfungszweck nicht gefährdet wird. Überschreitet die Ankündigungsfrist 48 Stunden, so ist sie nach Maßgabe der Art der EU-kofinanzierten Vorhaben auf das strikte Minimum zu beschränken. Die Überschreitung dieser Frist ist zu begründen und festzuhalten. Jede Ankündigung einer Prüfung sowie der Prüfbeginn sind mit Datum und Uhrzeit zu dokumentieren.

Dem mit der Prüfung beauftragten Personal sind für die Prüffälle von der zuständigen Dienststelle alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Es können auch Unterlagen vom Zahlungsempfänger angefordert werden. Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle sind in einem Prüfbericht festzuhalten. 

5.4. Ex-Post-Kontrollen
Projekte, die einer Zweckbindung unterliegen, sind ab dem Jahr, das der Schlusszahlung folgt, fünf Jahre lang in die Grundgesamtheit zur Ermittlung der vor Ort zu kontrollierenden Vorhaben einzubeziehen. Die national festgelegten Zweckbindungsfristen bleiben davon unberührt. Pro Kalenderjahr sind mindestens 1% dieser Grundgesamtheit im Rahmen der Ex-post-Kontrolle zu kontrollieren. Der Erlass vom 09.10.2002, Az. 64-8872.00 (EU-Kontrollen) ist für die künftig EU-kofinanzierten Maßnahmen nach der LPR Teile B-E außerhalb des Gemeinsamen Antrags nicht mehr anzuwenden.

Die Auswahl und Kennzeichnung der Stichproben wird jährlich nach Abschluss des entsprechenden Kalenderjahres vom Ministerium vorgenommen. Mit der Durchführung der Ex-post-Kontrollen dürfen keine Personen betraut werden, die mit der Verwaltungskontrolle oder der Vor-Ort-Kontrolle des jeweiligen Einzelfalls bereits befasst waren.

5.5 Berichte über durchgeführte Kontrollen (Verwaltungskontrolle, Vor-Ort-Kontrolle, Ex-post-Kontrolle)

Die Regierungspräsidien berichten dem MLR über das Ergebnis der durchgeführten Kontrollen eines laufenden Jahres bis 28. Februar des Folgejahres. Der Bericht umfasst eine zahlenmäßige Darstellung der vorgenommenen Vor-Ort-Kontrollen und Ex-post-Kontrollen, eine Analyse und Bewertung der Beanstandungen sowie eine Aussage, wie künftig Beanstandungen vermieden werden können. Der Bericht dient dem Ministerium als Grundlage für die Mitteilungen an die Kommission gemäß Art. 34 Kontroll-VO.

6. Maßnahmen nach Teil B2, die nur im Winterhalbjahr durchgeführt werden können

Nach den EU-Vorschriften ist eine Auszahlung erst nach Prüfung der Belege bzw. des Verwendungsnachweises möglich. 

Pflegemaßnahmen nach Teil B der LPR, die im Winterhalbjahr durchgeführt werden, können oftmals nicht mehr vor Kassenschluss ausbezahlt werden. Um dennoch zu ermöglichen, dass Projekte durchgeführt werden können, die erst im nächsten Haushaltsjahr ausbezahlt werden, ohne dass hierfür Verpflichtungsermächtigungen erforderlich sind, kann bei Anträgen von der Bewilligungsstelle folgende Bestätigung ergehen: 

"…wir bestätigen die Notwendigkeit des von Ihnen beantragten Projekts (…Beschreibung, ggf. Auflagen...) im Umfang von …….. €. Sie erhalten ohne weiteren Antrag im Jahr 2… einen entsprechenden Bewilligungsbescheid." 

Bei Aufträgen wird auf das Schreiben vom 28.11.2007, Az.: 58-8872.00 RL verwiesen.

Die zuständigen Behörden haben bei ihren Finanzplanungen zu berücksichtigen, dass diese Zahlungen den Bewilligungsrahmen im neuen Haushaltsjahr belasten. 

Mit dieser Regelung wird dem Wunsch Rechnung getragen, dass - soweit möglich - keine Haushaltsmittel des laufenden Haushaltsjahres verfallen sollen.

7. Verfahren bei Maßnahmen in Zusammenhang mit LEADER

Die Zuständigkeiten für die LPR in den Regierungspräsidien berühren – je nach Maßnahme – die Abteilung 3 oder 5. Die jeweilige Zuständigkeit ergibt sich daraus, ob die untere Landwirtschaftsbehörde oder die untere Naturschutzbehörde betroffen ist oder eine unmittelbare Zuständigkeit des RP für die betreffende Maßnahme vorliegt. 

Deshalb ist folgendes Verfahren vorgesehen:

1. Der Projektträger reicht seinen Projektantrag bei der LEADER-Geschäftsstelle (LAG) ein. Dort wird ein Projektdatenblatt (PDB) erstellt.

2. Die LAG's leiten das PDB zur Vorprüfung dem Regierungspräsidium (Ref. 32) zu. Von dort wird das PDB an die für die jeweilige LPR-Maßnahme zuständige Stelle (Abt. 3, 5 oder die untere Verwaltungsbehörde - untere Naturschutz- oder untere Landwirtschaftsbehörde - des zuständigen Landkreises) weitergeleitet. 

Folgende Verfahren sind deshalb zu unterscheiden:

a) Die untere Verwaltungsbehörde prüft, ob die Förderfähigkeit grundsätzlich gegeben ist. Nach Prüfung geht das PDB an die für die LPR zuständige Stelle des Regierungspräsidiums. Dort erfolgt ggfs. die Prüfung hinsichtlich der Mittelbereitstellung (Landesmittel). Das Ergebnis wird Ref. 32 des Regierungspräsidiums mitgeteilt.

b) Ist das RP zuständig, wird geprüft, ob die Förderfähigkeit grundsätzlich gegeben ist und Mittel (Landesmittel) bereitstehen. Das Ergebnis wird Ref. 32 mitgeteilt. 

3. Das PDB wird der LEL zur Vorprüfung hinsichtlich der Förderkriterien LEADER vorgelegt. 

4. Bei positiver Vorprüfung der Instanzen folgt der Beschluss der LAG. 

5. Das weitere Verfahren läuft analog den üblichen Verfahren der LPR ab (einschließlich Verwaltungskontrolle, Vor-Ort-Kontrolle, Ex-Post-Kontrolle usw.).

8. Beihilferechtliche Hinweise (zu LPR Nr. 13)
Der Aufstellung "Beihilferechtliche Hinweise" in der Anlage können Informationen entnommen werden, inwiefern die einzelnen Maßnahmen nach den Art. 87 und 88 des EG-Vertrags beihilferechtlich relevant sind.
Die Zuwendungen nach Teil A sind mit der Genehmigung des MEPL II beihilferechtlich notifiziert.

Maßnahmen nach D1 und D3 im Bereich der Primärproduktion können weiterhin noch nicht bewilligt werden.
Zuwendungen nach Teil E2.2 erfolgen nach der Freistellungs-Verordnung (VO (EG) 1857/2006).

Zuwendungen nach den Teilen D1 im Bereich der Verarbeitung und Vermarktung, nach den Teilen D2 und D3 sowie nach den Teilen E2.1 und E3 (sofern damit wirtschaftliche Auswirkungen verbunden sind) erfolgen nach der De-minimis-Verordnung (VO (EG) Nr. 1998/2006). Ausschließlich für diese Maßnahmen sind die entsprechenden Vordrucke (De-minimis- Erklärung, De-minimis- Bescheinigung) auszufüllen.

9. Förderperiode 2000 - 2006

Die Regelungen für die Förderperiode 2000 – 2006 gelten für die in diesem Zeitraum bewilligten Projekte weiter. Bis 2008 ist ein Abschluss der Projekte erforderlich.
10. Ausblick
Zur Vereinfachung der Verwaltungskontrollen sollen in einer noch im Jahr 2008 zu realisierenden LaIS Version 2.4 Teile der Checklisten zur Verwaltungskontrolle ins LaIS integriert werden. Ins LaIS 2.4 sollen auch die im Flurstücksverzeichnis des Großrechners hinterlegten „landwirtschaftliche Bruttofläche“ und die „förderfähige Hangneigungsfläche“ eingespielt werden.

11. Aufhebung von Schreiben
Die Schreiben vom 18.07.2007 (Az. 58-8872.00 EU-Kontrollen), vom 20.07.2007 (Az. 58-8872.00 RL/LaIS), vom 04.10.2007 (Az. 58-8872.00 RL/LaIS) und vom 15.10.2007 (Az. 58-8872.00 RL) werden hiermit aufgehoben.
gez. Max Reger
